
WIKIPEDIAs 
Märchenstunde

Manuskript zum Film 
von Werner May

Bei der Recherche zu meinem letzten Film „Rechtsstaat ?“ habe ich auch WIKIPEDIA besucht. 
Dabei ist mir einiges aufgefallen, über das ich heute berichten will.

Zum Thema Bundestagswahlen erfährt man unter „Allgemeines“, dass die Bundestagswahlen 
„allgemein, frei, unmittelbar, gleich und geheim“ sein müssen. Soweit so gut.
Bei der Erklärung wird aus dem Wörtchen „frei“ plötzlich „Freiheit“. Der Wähler soll in einem 
freien Prozess der Meinungsbildung zu einer Entscheidung kommen. Freiheit bedeute auch, dass 
der Wähler überhaupt zur Wahl geht oder nicht.

Wer hat sich das denn ausgedacht? 

Wer klares Wasser trinken will geht am Besten an die Quelle. In diesem Fall gehen wir zu den 
„Vätern des Grundgesetzes“, die in ihren Protokollen genau festgehalten haben warum welches 
Wort mit welcher Bedeutung in das Grundgesetz aufgenommen wurde.
Dort erfährt man Sinn und Zweck des Wortlauts und braucht sich nichts aus den Fingern zu saugen.
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Der Abgeordnete Dr. Dr.
h. c. Lehr war
Protokollführer im
Abschnitt III zum Thema 
„Der Bundestag“.
Er schrieb und wir lesen: 
„Der Artikel 38 Absatz 1
Grundgesetz, wonach die
Abgeordneten in
allgemeiner,
unmittelbarer, freier,
gleicher und geheimer
Wahl gewählt werden,
entspricht der bisher
üblichen auch vom
Chiemseer Entwurf übernommenen Formulierung. Das Attribut "freier" ist allerdings neu. Es 
wurde erst in der dritten Lesung des Plenums auf Vorschlag des Abgeordneten Dr. Greve (SPD) 
eingefügt, nachdem es bereits in Artikel 28 Absatz 1 Satz 2 Aufnahme gefunden hatte.
Der Antrag auf Aufnahme des Wortes "freier" wurde ohne Begründung gestellt und ohne 
Erörterung angenommen. Er wendet sich gegen jede obrigkeitliche Beeinflussung der Wahl, 
insbesondere gegen jedes System einer Bindung an Wahlvorschläge, die etwa von der Regierung 
oder einer herrschenden Partei aufgestellt werden, wie es im nationalsozialistischen Staat der Fall 
war.“

Wie wir sehen geht es nicht um die Freiheit, ob man an einer Wahl teilnehmen will oder nicht. 

- Es geht darum, dass man nicht an Wahlvorschläge gebunden ist, die z.B. von einer herrschenden 
Partei aufgestellt werden.

- Es geht darum, dass die Listenwahl verboten ist, da die Parteien Listen aufstellen, auf die Sie, der 
der Wähler, keinen Einfluß hat.

- Es geht darum, dass Sie über die Listenwahl Abgeordnete wählen, die Sie gar nicht kennen und 
denen Sie daher auch kein Vertrauen schenken können.

- Es geht darum zu verhindern, dass wir wieder einen nationalsozialistischen Staat erhalten, in dem 
Parteien das Sagen haben, die Abgeordnete stellen, die Richter stellen, die Staatsanwälte stellen, die
die Verwaltungen besetzen usw.

Kurz: - Es geht darum den Faschismus zu verhindern.

Alle Macht soll vom Volke ausgehen und nicht von einer oder mehrerer gleichgesinnter Parteien.

Das Volk als Ganzes soll bestimmen, wer es vertritt und deshalb muss die Wahl „unmittelbar“ sein.
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WiKIPEDIA macht aus dem Wort
„unmittelbar“ das Wort
„Unmittelbarkeit“ und stellt richtig
fest, dass das Volk seine Vertreter
direkt wählen muss. Um von den
Parteien abzulenken, die zwischen dem
Wähler und dem Abgeordneten stehen,
werden dann plötzlich Wahlmänner ins
Spiel gebracht.

Das Wort „unmittelbar“ ist nicht
schwer zu verstehen. Es bedeutet
„ohne Vermittler“. Es bedeutet
„direkt“.

Im Duden ist es so definiert: 

„nicht durch etwas Dritten vermittelt;
direkt; geradewegs.“

Wem das immer noch nicht genügt dem hilft
vielleicht die Wortbedeutung: „ohne etwas
dazwischen.“

Zwischen dem Wähler und dem Abgeordneten
darf nichts dazwischen sein, keine Partei, keine
Wahlmänner und auch keine Wahlfrauen ! 

Grundgesetzgemäß sind die Wahlen nur dann,
wenn die Abgeordneten direkt gewählt werden.
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Das aber hat den sogenannten Volksparteien von Anfang an nicht gepaßt und so haben sie es über 
die Jahre passend gemacht: Durch Verfälschung der Wortinhalte und durch systematische 
Verdummung der Bevölkerung mit Hilfe der Juristen und der Medien. Tausende und abertausende 
Menschen arbeiten an WIKIPEDIA mit und niemand ist gewillt oder in der Lage die Protokolle des 
Parlamentarischen Rates zu lesen?
Oder sollte inzwischen die Zensur zu diesem Märchen über „Freiheit“ und „Unmittelbarkeit“ 
gekommen sein?

Gehen wir geschwind zum nächsten Märchen, welches mir aufgefallen ist. 
Wenden wir uns dem Bundesverfassungsgericht zu:

Schon der 2. Satz macht mich stutzig: Das Bundesverfassungsgericht ist Hüter der deutschen 
Verfassung und das sei das Grundgesetz. Im Grundgesetz steht jedoch, dass das Grundgesetz seine 
Gültigkeit verliert, wenn eine Verfassung in Kraft tritt. 

Entweder gilt das Grundgesetz noch und wir haben noch keine Verfassung, oder das 
Bundesverfassungsgericht hütet bereits die Verfassung und dann gilt das Grundgesetz nicht mehr. 
Darüber sollte man in Ruhe nachdenken.
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Richtig interessant bei WIKIPEDIA wird es hier: Die Wahl der Richter.

Wie WIKIPEDIA richtig feststellt sind die Rechtsgrundlagen für die Wahl im Artikel 94 GG.

Dort steht: „Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts werden je zur Hälfte vom Bundestage 
und vom Bundesrate gewählt.“ Das heißt die Bundesverfassungsrichter müssen in einer direkten 
Wahl vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt werden. Der Wortlaut ist klar und eindeutig. 
Das Wort „direkt“ hatten wir bereits. Man könnte auch „unmittelbar“ dazu sagen.
Stellt sich also die Frage: Wurden die Bundesverfassungsrichter direkt vom Bundestag gewählt
oder nicht ?
Die Antwort gibt uns das Bundesverfassungsgerichtsgesetz, welches am 12.3.1951 veröffentlicht 
wurde.

Die Antwort steht unmissverständlich im Absatz 1. Die Richter werden in indirekter Wahl 
gewählt.
Der Absatz 2 belehrt uns, dass 12 Mitglieder des Bundestages einen Wahlausschuss bildeten, der 
dann wählte. 

Die indirekten Wahlen durch den Wahlausschuss von 1951 bis 2015 waren schlichtweg 
grundgesetzwidrig. 
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WIKIPEDIA stellt zwar fest,
dass die Wahl nicht durch das
Plenum durchgeführt wurde und
erklärt dann, dass das
Bundesverfassungsgericht
dieses Vorgehen mit dem
Grundgesetz vereinbar erklärt
hätte. Es habe lediglich an der
fehlenden Transparenz im
Verfahren gefehlt.

Dazu gibt es den Hinweis auf die Fußnoten 34 und 35.

Demnach hat Herr Lammert sich 2012 für die Änderung der Wahl der Verfassungsrichter eingesetzt 
und der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages hat sich 2006 mit dem Thema beschäftigt.
Aber wann hat das Bundesverfassungsgericht diese Wahlen „für mit dem Grundgesetz vereinbar 
erklärt“ ? Dieses Urteil hätte ich gerne, aber ich kann es nirgends finden. Vielleicht können Sie, 
oder die Aktiven bei WIKIPEDIA mir da weiter helfen. 

Offensichtlich weil einige kritische Geister die grundgesetzwidrigen Wahlen im Internet 
gebrandmarkt hatten, wurde 2015 das Wahlgesetz geändert, was bei WIKIPEDIA als 
„Überarbeitung des Wahlverfahrens“ bezeichnet wird.

Jeder, der nur ein bisschen denken kann, wird feststellen: Die Wahlen waren schlichtweg 
grundgesetzwidrig und die Hüter der angeblichen Verfassung haben im Eigeninteresse vergessen zu 
hüten. 

Oder kannten die Richter das Grundgesetz nicht ?
Oder kannten die Richter das Bundesverfassungsgerichtsgesetz nicht ?
Oder wussten die Richter nicht von wem Sie in ihr Amt gehoben wurden?
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Sehen wir einmal, wer vor 2015 von einem grundgesetzwidrigen Wahlausschuss zum 
Verfassungsrichter benannt wurde:

Demnach sind Herr Paulus
(2010) und Frau Baer (2011)
vom 1. Senat nach der alten
Fassung des Wahlgesetzes in
ihr Amt gehoben worden und
somit grundgesetzwidrig tätig.

Wenden wir uns dem 2. Senat zu:

Demnach sind Herr Huber (2010), Frau Hermanns (2010) Frau König (2014) und Herr Maidowski 
(2014) noch in indirekter Wahl, also grundgesetzwidrig, in ihr Amt bestellt worden.
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Warum die Damen und Herren Bundesrichter nicht von Richterkollegen sondern von Parteien 
nominiert werden, ist eines der Geheimnisse dieses angeblichen Rechtsstaates, bei dem die 
Gewalten voneinander getrennt sein müssten und die Parteien nur der „politischen Willensbildung“ 
dienen.

Was lernen wir daraus? Die da OBEN haben die Macht und die Möglichkeit ihr gesetzeswidriges 
Verhalten hinter geschickt verbreiteten Märchen zu verstecken. Justiz, Verwaltung und die Medien 
beteiligen sich munter an der Verbreitung dieser Märchen, sodass das Volk, also die da UNTEN, 
schön brav dumm und unten bleiben.

Ach ja. Abschließend bleibt dann noch die Frage zu klären: 

Können grundgesetzwidrig gewählte Richter rechtskräftige Urteile fällen ?
Denken Sie mal in Ruhe darüber nach.
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Alle meine Filme bei youtube sind hier aufgelistet

*****************************

Die Manuskripte der Filme liegen als pdf-Dateien vor unter:
www.widerstand-ist-recht.de

BeAmte    Das Bundesverfassungsgericht   Das Zitiergebot
 Ist das Jobcenter eine Kriminelle Vereinigung? 

Der Ausweis   Der Kammerzwang   
Die Einkommens- und Lohnsteuer  Die Bundeswehr 

Die Staatsanwaltschaft
Die Volksvertreter   Die Wahlen und die Folgen   

Die Würde des Menschen...   GEZahlt wird nicht !   Notwehr 
Tatort RechtsStaat   Unser Staat ?   Unterschrift: "Im Auftrag"  Deutsche

Gerichtsvollzieher 
Wie wir mit Ausfertigungen abgefertigt werden... 
Wie wir unsere Würde zurückgewinnen können

Geheimdienste 1&2    WIR schaffen das NICHT !    Berlin
Die Besatzungs Republik Deutschland     Die Reichsdeutschen  

Das Personalausweisgesetz ist ungültig
Verschwörungspraktiker  Verschwörungspraktiker II   

Richterliche Befangenheit   Gott und Politik  Widerstand ist Recht
Verfassungsfeinde    Die Verhandlung   Der Strafantrag 

Die Reden des Abgeordneten Ehrlich   Ein- und Aussichten
Verkehr mit der Geisterwelt   Feuerbestattung

Barauszahlung der Grundsicherung      Rechtsstaat ?

Werner May  -   Im Paradies   -   17309 Fahrenwalde
werner(at)paradies-auf-erden.de
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https://www.youtube.com/channel/UCBMSkhnAPtL1hhYfJgrWZqg
http://www.widerstand-ist-recht.de/
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